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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T
Stadtbürgerschaft
16. Wahlperiode

Drucksache 16 / 172 S
22. 06. 04

Mitteilung des Senats vom 22. Juni 2004

Ortsgesetz über die Umwandlung der städtischen Kindertagesheime in einen Eigen-
betrieb („KiTa-Bremen“)

Der Senat hat am 22. Juni 2004 den Entwurf eines Ortsgesetzes über die Um-
wandlung der Fachabteilung „Städtische Kindertagesheime“ des Amtes für So-
ziale Dienste Bremen in einen Eigenbetrieb der Stadtgemeinde Bremen beschlos-
sen. Der Senat übermittelt der Stadtbürgerschaft diesen Entwurf nebst Begrün-
dung mit der Bitte, das Ortsgesetz in der Sitzung vom 29. Juni bis 1. Juli 2004 zu
verabschieden, damit es zum 1. August 2004 in Kraft treten kann. Wegen der Eil-
bedürftigkeit wird der Gesetzentwurf parallel dem Haushalts- und Finanzausschuss
zugeleitet. Der 1. August ist der Start des nächsten Kindergartenjahres, daher wurde
der Betriebsbeginn des Eigenbetriebs auf dieses Datum gelegt.

Die städtische Deputation für Soziales, Jugend, Senioren und Ausländerintegration
hat den Entwurf in ihrer Sitzung am 25. März 2004 zur Kenntnis genommen.

Die inhaltlichen Grundlagen für die Umwandlung der Fachabteilung „Städtische
Kindertagesheime“ in einen Eigenbetrieb ergeben sich aus der dem Gesetzesent-
wurf beigefügten Begründung, insbesondere aus dem einleitenden Teil.

Zu den Aufgaben und Zielsetzungen des Eigenbetriebes siehe § 2 des Ortsgesetzes.
Die dort definierten Aufgaben entsprechen den bisher von der Fachabteilung wahr-
genommenen Zuständigkeiten.

Die für den Betrieb der städtischen Kindertagesheime in den einzelnen Aufgaben-
feldern notwendigen Mittel werden dem Eigenbetrieb zukünftig in Form von Zu-
wendungen, Zuweisungen und Entgelten aus dem Haushalt des Senators für Ar-
beit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales zur Verfügung gestellt.

Der Eigenbetrieb hat seine Mittelbedarfe entsprechend den gesetzlichen Vorga-
ben des Bremischen Gesetzes für Eigenbetriebe des Landes und der Stadtgemein-
den (BremEBG) zukünftig kalenderjährlich in Form eines Wirtschaftsplanes dar-
zustellen. Der Wirtschaftsplan besteht gemäß § 13 BremEBG aus

— dem Erfolgsplan,

— dem Vermögensplan,

— einer Stellenübersicht.

Mit dem Wirtschaftsplan vorzulegen sind

— ein fünfjähriger Finanzplan zur Darstellung mittelfristiger Finanzierungsbedarfe
(Ausgaben und Deckungsmittel, gegliedert nach Haushaltsjahren),

— eine Eröffnungsbilanz,

— ein Anlagennachweis (Anhang).

Diese Dokumente werden der Stadtbürgerschaft in vorläufiger Form ebenfalls über-
mittelt (der umfangreiche Anlagennachweis wird auf Nachfrage zur Verfügung
gestellt). Sie sind von der Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft
Wibera erstellt worden und im „Kurzbericht zur vorläufigen Eröffnungsbilanz zum
1. August 2004 und zum vorläufigen Wirtschafts- und Finanzplan für den KiTa-
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Bremen, Eigenbetrieb der Stadtgemeinde Bremen, Freie Hansestadt Bremen“ vom
20. April 2004 enthalten. Die endgültigen Versionen werden, ebenfalls von Wibera,
zum Betriebsbeginn am 1. August erstellt. Gravierende Abweichungen sind nicht
zu erwarten.

Die Umwandlung der Fachabteilung „Städtische Kindertagesheime“ des Amtes
für Soziale Dienste in einen Eigenbetrieb wird keine zusätzlichen Kosten verursa-
chen.

Ortsgesetz über den Eigenbetrieb „KiTa-Bremen“
der Stadtgemeinde Bremen (BremKiTaOG)

Der Senat verkündet das nachstehende von der Stadtbürgerschaft beschlossene
Ortsgesetz:

Inhaltsübersicht:

Abschnitt 1:

Organisation und Verwaltung

§   1 Rechtsform, Name, Stammkapital

§   2 Aufgaben und Zielsetzung

§   3 Rechtsstellung der Bediensteten

§   4 Gemeinnützigkeit

§   5 Betriebsleitung und Vertretung

§   6 Aufgaben der Betriebsleitung

§   7 Aufsicht

§   8 Betriebsauschuss

§   9 Vertretung in gerichtlichen Verfahren
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Wirtschaftsführung und Rechnungswesen

§ 10 Sondervermögen, Erhaltung des Vermögens

§ 11 Wirtschaftsplan

§ 12 Stellenübersicht

§ 13 Jahresabschluss, Lagebericht

§ 14 Prüfung des Jahresabschlusses

Abschnitt 3:

Schlussvorschrift

§ 15 Inkrafttreten

Abschnitt 1

Organisation und Verwaltung

§ 1

Rechtsform, Name, Stammkapital

(1) Mit Inkrafttreten dieses Ortsgesetzes wird die Fachabteilung „Städtische Kin-
dertagesheime“ des Amtes für Soziale Dienste Bremen nach den Bestimmungen
des Bremischen Gesetzes für Eigenbetriebe des Landes und der Stadtgemeinden
in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. September 2001 (Brem.GBl. S. 287 –
63-d-1) in der jeweils geltenden Fassung sowie nach den Bestimmungen dieses
Ortsgesetzes als Eigenbetrieb der Stadtgemeinde Bremen geführt.

(2) Der Eigenbetrieb führt den Namen „KiTa-Bremen, Eigenbetrieb der Stadtge-
meinde Bremen“.

(3) Das Stammkapital des Eigenbetriebs beträgt 50.000 Euro.
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§ 2

Aufgaben und Zielsetzung

(1) Der Eigenbetrieb erbringt auf dem Gebiet der Stadtgemeinde Bremen für den
öffentlichen  Träger  der  Jugendhilfe  Leistungen  in  Tageseinrichtungen  auf  der
Grundlage des Bremischen Gesetzes zur Förderung von Kindern in Tageseinrich-
tungen und in Tagespflege.

(2) Darüber hinaus kann der Senat den Betrieb mit zusätzlichen Aufgaben des öf-
fentlichen Trägers der Jugendhilfe auf der Grundlage des Achten Buches Sozial-
gesetzbuch (Kinder- und Jugendhilfegesetz) betrauen.

(3) Der Eigenbetrieb kooperiert mit Institutionen, anderen Trägern, Unternehmen
und nach § 14 „Bremisches Gesetz zur Förderung von Kindern in Tageseinrich-
tungen und in Tagespflege“ insbesondere mit Schulen.

(4) Die Wahrnehmung der Aufgaben des Eigenbetriebs erfolgt im Rahmen von
Vorgaben des zuständigen Mitglieds des Senats und in Durchführung der Ge-
währleistungsverpflichtung der Stadtgemeinde Bremen.

(5) Ziele des Eigenbetriebs: Die städtischen Tageseinrichtungen für Kinder tragen
unter Berücksichtigung der jeweiligen sozialen und individuellen Lebenssituation
durch altersangemessene Betreuungs-, Bildungs- und Erziehungsangebote zur
Persönlichkeitsentwicklung der Kinder bei. Die Tageseinrichtungen für Kinder
ergänzen die Betreuung, Bildung und Erziehung in den Familien durch ein ei-
genständiges Angebot. Sie nehmen ihren Auftrag zur Förderung der Kinder im
engen Kontakt mit den Personensorgeberechtigten wahr.

§ 3

Rechtsstellung der Bediensteten

Die beim Eigenbetrieb beschäftigten Angestellten, Arbeiter und Arbeiterinnen sowie
Beamten und Beamtinnen stehen im Dienste der Stadtgemeinde Bremen. Dienst-
vorgesetzter der Beamten und Beamtinnen ist die Betriebsleitung, höherer Dienst-
vorgesetzter ist der Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales.

§ 4

Gemeinnützigkeit

Der Eigenbetrieb hat ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im
Sinne der §§ 51 ff. der Abgabenordnung zu verfolgen.

§ 5

Betriebsleitung und Vertretung

(1) Der Eigenbetrieb wird durch eine Geschäftsführerin oder einen Geschäftsfüh-
rer (Betriebsleitung) geleitet.

(2) Die Betriebsleitung und ihre Vertretung werden vom Senator für Arbeit, Frau-
en, Gesundheit, Jugend und Soziales für die Dauer von höchstens fünf Jahren be-
stellt. Der Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales kann die
Betriebsleitung und ihre Vertretung vor Ablauf der regelmäßigen Amtsperiode aus
wichtigen  Gründen  abberufen.  Als  wichtige  Gründe  sind  insbesondere  grobe
Pflichtverletzung oder Unfähigkeit zur ordnungsgemäßen Erfüllung der übertra-
genen Aufgaben anzusehen.

(3) Die Betriebsleitung vertritt den Eigenbetrieb außergerichtlich in Angelegen-
heiten des Eigenbetriebs. Sie kann weitere Betriebsangehörige in bestimmtem
Umfang allgemein oder im Einzelfall mit der Vertretung beauftragen.

§ 6

Aufgaben der Betriebsleitung

(1) Der Betriebsleitung obliegt die Betriebsführung. Dazu gehört die selbständige
und eigenverantwortliche Abwicklung aller Maßnahmen, die zur Aufrechterhaltung
des Betriebes notwendig sind, insbesondere
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1. die Einstellung, Eingruppierung und Entlassung der Angestellten, Arbeiter
und Arbeiterinnen, Ernennung, Beförderung, Entlassung, Eintritt und Verset-
zung in den Ruhestand der Beamten sowie deren sonstigen Personalangele-
genheiten im Umfang der vom Senat übertragenen Befugnisse, soweit nicht
die Einstellung und Entlassung sowie sonstige Personalangelegenheiten der
Betriebsleitung oder ihrer bestellten Vertretung berührt sind;

2. die Aufrechterhaltung der Betriebsbereitschaft und Betriebssicherheit des Ei-
genbetriebes einschließlich der Einhaltung des Arbeitsschutzes und der Ar-
beitssicherheit;

3. die Durchführung von Geschäften, insbesondere der Abschluss von Dienst-
und Werkverträgen sowie die Beschaffung von Investitionsgütern;

4. die Planung und Organisation des Eigenbetriebes.

Die Aufgaben des Senators für Finanzen und der obersten Dienstbehörde nach
dem Bremischen Gesetz für Eigenbetriebe des Landes und der Stadtgemeinden
bleiben unberührt.

(2) Die Betriebsleitung bereitet dem Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Ju-
gend und Soziales die Beschlussvorlagen für den Betriebsausschuss vor. Sie wirkt
an Beschlussvorlagen des Senators für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und
Soziales in Angelegenheiten des Eigenbetriebes mit.

§ 7

Aufsicht

(1) Der Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales führt die
Aufsicht über den Eigenbetrieb. Die Aufsicht umfasst insbesondere die ordnungs-
gemäße und wirtschaftliche Erfüllung der dem Eigenbetrieb obliegenden Aufga-
ben.

(2) Der Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales

1. legt die näheren Aufgaben und Grundsätze der Organisation des Eigenbetriebs
fest,

2. beauftragt die Abschlussprüfer oder Abschlussprüferinnen für den Jahresab-
schluss,

3. legt nach Prüfung nach § 27 des Bremischen Gesetzes für Eigenbetriebe des
Landes und der Stadtgemeinden den Jahresabschluss und den Lagebericht
dem Betriebausschuss vor und

4. kann Vertragsmuster einführen.

(3) Der Zustimmung des Senators für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und
Soziales bedürfen

1. der Abschluss von wichtigen Verträgen,

2. erfolggefährdende Mehraufwendungen.

(4) Der Abschluss von Dienstvereinbarungen bedarf der Zustimmung der obers-
ten Dienstbehörde.

§ 8

Betriebsausschuss

(1) Der Betriebsausschuss, der nach § 6 und § 6 a des Bremischen Gesetzes für
Eigenbetriebe des Landes und der Stadtgemeinden gebildet wird, führt den Na-
men „Betriebsausschuss KiTa Bremen“.

(2) Die Betriebsleitung ist berechtigt, an den Sitzungen des Betriebsausschusses
teilzunehmen. Sie hat das Recht, zu allen Punkten der Tagesordnung ihre Stel-
lungnahme abzugeben.

(3) Ergänzend zu § 7 Abs. 1 Bremisches Gesetz für Eigenbetriebe des Landes und
der Stadtgemeinden berät und beschließt der Betriebsausschuss über Empfehlun-
gen für die Übertragung zusätzlicher Aufgaben durch den Senat.
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§ 9

Vertretung in gerichtlichen Verfahren

In gerichtlichen Verfahren wird die Stadtgemeinde in Angelegenheiten des Eigen-
betriebes durch das zuständige Mitglied des Senats oder durch die sonst zuständi-
ge Stelle vertreten.

Abschnitt 2

Wirtschaftsführung und Rechnungswesen

§ 10

Sondervermögen, Erhaltung des Vermögens

(1) Zum Sondervermögen gehören Einrichtungen, die auf Dauer dem Eigenbetrieb
dienen und die nicht getrennt vom Eigenbetrieb geführt werden.

(2) Buchführung und Kostenrechnung sind so zu gestalten, dass sie den Erforder-
nissen der Abrechnung von Entgelten, Elternbeiträgen und Zuwendungen ge-
recht werden.

(3) Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung sind dem Senator für Arbeit, Frau-
en, Gesundheit, Jugend und Soziales zur Verfügung zu stellen.

§ 11

Wirtschaftsplan

(1) Die Betriebsleitung hat vor Beginn eines jeden Geschäftsjahres einen Wirt-
schaftsplan (Finanz-, Investitions- und Personalplan) des Eigenbetriebes für das
kommende Geschäftsjahr aufzustellen, der der Zustimmung des zuständigen Fach-
ressorts bedarf. Die Einrichtung von Sonderprogrammen der Personalausstattung,
inklusive deren Refinanzierung aus Einsparpotentialen, ist im Wirtschaftsplan fest-
zulegen. Der Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales leitet
den Wirtschaftsplan dem Betriebsausschuss zur Feststellung zu. Der Wirtschafts-
plan ist so rechtzeitig zu beschließen, dass er der Stadtbürgerschaft in Verbindung
mit dem jeweiligen Entwurf des Haushaltsplanes der Stadtgemeinde Bremen zur
Kenntnisnahme zugeleitet werden kann.

(2) Ausgaben für verschiedene Vorhaben des Vermögensplanes sind nicht gegen-
seitig  deckungsfähig.  Bei  Vorhaben,  die  nachweislich  eng  zusammen  hängen,
kann im Wirtschaftsplan die gegenseitige Deckungsfähigkeit erklärt werden. Da-
rüber hinaus kann in besonderen Fällen der Senator für Arbeit, Frauen, Gesund-
heit, Jugend und Soziales die gegenseitige Deckungsfähigkeit erklären.

(3) Ausgabenansätze für Einzelvorhaben unter 50.000 Euro können im Vermögens-
plan zusammengefasst veranschlagt werden.

(4) Mit dem Entwurf des Wirtschaftsplanes hat die Betriebsleitung einen fünf-
jährigen jährlich fortzuschreibenden Finanzplanentwurf vorzulegen. Er muss in
einer Übersicht die Auswirkungen auf die Entwicklung der Entgelte und Zuwen-
dungen darstellen, die zum Ausgleich des Erfolgsplanes notwendig sind.

§ 12

Stellenübersicht

Die Stellenübersicht ist aufgabenbezogen zu gliedern. Den Erfordernissen der
Selbstkostennachweise ist dabei Rechnung zu tragen.

§ 13

Jahresabschluss, Lagebericht

(1) Für den Schluss eines jeden Wirtschaftsjahres sind ein Jahresabschluss und
ein Lagebericht gemäß §§ 21 und 25 des Bremischen Gesetzes für Eigenbetriebe
des Landes und der Stadtgemeinden aufzustellen.

(2) Die Gliederung der Bilanz richtet sich nach dem Formblatt nach Anlage 1, die
der Gewinn- und Verlustrechnung nach dem Formblatt nach Anlage 2. Für die
Aufstellung des Anlagennachweises im Anhang sind das Formblatt nach Anla-
ge 3 (Kopf-Spalten des Anlagenachweises) und das Formblatt nach Anlage 4 (Glie-
derung des Anlagennachweises) zu benutzen.
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(3) Der Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales hat den Jah-
resabschluss, den Lagebericht und die Ergebnisse der Kostenrechnung zusam-
men mit dem Bericht des Abschlussprüfers oder der Abschlussprüferin spätestens
innerhalb von sechs Monaten nach Schluss des Wirtschaftsjahres dem Betriebs-
ausschuss vorzulegen.

§ 14

Prüfung des Jahresabschlusses

Der gemäß § 27 Bremisches Gesetz für Eigenbetriebe des Landes und der Stadt-
gemeinden geprüfte Jahresabschluss ist durch einen Wirtschaftsprüfer zu testie-
ren.

Abschnitt 3

Schlussvorschrift

§ 15

Inkrafttreten

Dieses Ortsgesetz tritt am 1. August 2004 in Kraft.

Begründung zum Ortsgesetz über den Eigenbetrieb „KiTa-Bremen“ der Stadtge-
meinde Bremen (BremKitaOG)

Allgemeines

Auf Grundlage des Beschlusses des Senats vom 1. Juni 2004 sollen die städtischen
Kindertagesheime  des  Amtes  für  Soziale  Dienste  Bremen  in  einen  selbständig
wirtschaftenden, kommunalen Eigenbetrieb der Stadtgemeinde Bremen überführt
werden. Nach § 2 Abs. 1 des Bremischen Gesetzes für Eigenbetriebe des Landes
und der Stadtgemeinden (BremEBG) in der geänderten Fassung vom 26. Juni 2001
(Brem.GBl. S. 215) ist hierfür ein entsprechendes Ortsgesetz zu erlassen.

Die Form des Eigenbetriebes bietet für die kommunalen Kindertagesheime erheb-
liche Vorteile bei der Aufgabenwahrnehmung. Sie liegen insbesondere darin, dass
die Betriebsleitung zur im Wesentlichen selbständigen Geschäfts- und Wirtschafts-
führung ermächtigt wird. Damit werden für die kommunalen Kindertagesheime
Bedingungen hergestellt, die eine gute Synthese von Effektivität und Effizienz für
den Betrieb einer Einrichtung und den Gesamtbetrieb ermöglichen. Die Kinder-
tageseinrichtungen, die in der Zukunft gefordert sind, Flexibilität in den Angebo-
ten zu zeigen, auf neue fachlich-inhaltliche Anforderungen angemessen zu rea-
gieren, Profilbildung zu betreiben und gleichzeitig betriebswirtschaftlichen An-
forderungen zu genügen, erhalten eine Betriebs- und Trägerform, die sie in dieser
Aufgabenstellung unterstützt.

Die Höhe der Zuwendungen, Beiträge und Entgelte wird analog zu den Regelun-
gen für die freien Träger hergeleitet. Hiermit und durch die Einführung betriebs-
wirtschaftlicher Instrumente wird zudem für die Politik und andere Träger von Ta-
geseinrichtungen für Kinder Kostentransparenz geschaffen.

Durch das Bremische Gesetz für Eigenbetriebe des Landes und der Stadtgemein-
den sind die wesentlichen rechtlichen Rahmenbedingungen, unter denen Eigen-
betriebe zu führen sind, rechtsverbindlich und abschließend geregelt. Das Rah-
mengesetz lässt im Hinblick auf die Besonderheiten kommunaler Eigenbetriebe
in Teilbereichen jedoch Regelungsspielraum offen (§ 29 BremEBG). Zwingende
Regelungsvorschriften ergeben sich insbesondere aus den § 3 Abs. 2, § 5 Abs. 4,
§ 8 Abs. 1 und 5, §§ 22 und 23 BremEBG.

Für die Führung von Eigenbetrieben gelten ferner die einschlägigen Vorschriften
der Landeshaushaltsordnung und die Bestimmungen des für den Eigenbetrieb zu
erlassenen Ortsgesetzes (vgl. § 2 Abs. 2 BremEBG). Das Ortsgesetz ist das in der
Rechtssystematik untergeordnete Gesetz, die Regelungen des BremEBG gelten
uneingeschränkt, ihnen wird nicht durch das Ortsgesetz Geltung verschafft. Viel-
mehr werden sie weiter ausgeführt, wo möglich und nötig. Wiederholungen zum
BremEBG oder anderen Gesetzen sind der Lesbarkeit dieses Ortsgesetzes ge-
schuldet.
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Begründung der einzelnen Rechtsvorschriften:

Abschnitt 1

Organisation und Verwaltung

Zu § 1 Rechtsform, Name, Stammkapital

§ 1 Abs. 1 BremKitaOG nimmt Bezug auf die rechtlichen Vorschriften der §§ 1, 2,
3 Abs. 2 und 9 Abs. 2 des BremEBG.

Durch die Bestimmungen in § 1 Abs. 1 erhalten die städtischen Kindertagesheime
einen organisatorisch und wirtschaftlich selbständigen Status, ohne in rechtlicher
Hinsicht selbständig zu werden.

Die Notwendigkeit der Regelung unter § 1 Abs. 2 BremKitaOG ergibt sich aus der
Verpflichtung gemäß § 3 Abs. 2 BremEBG. Danach ist der Name des Eigenbetriebes
durch Ortsgesetz zu bestimmen. Aus dem Namen des Eigenbetriebes muss die
Stadtgemeinde als Rechtsträger und die Rechtsform als Eigenbetrieb erkennbar
sein.

Gemäß § 9 Abs. 2 BremEBG ist der Eigenbetrieb mit einem angemessenen Stamm-
kapital auszustatten. § 1 Abs. 3 nimmt hierauf Bezug. Die Höhe des Stammkapi-
tals beläuft sich auf 50.000 Euro.

Zu § 2 Aufgaben und Zielsetzung

Die Aufgaben, die durch den Eigenbetrieb wahrgenommen werden sollen, sind
im Ortsgesetz zu definieren.

In § 2 Abs. 1 wird der Aufgabenschwerpunkt des Eigenbetriebs definiert: Er über-
nimmt die Durchführung von Jugendhilfeleistungen nach dem „Bremischen Ge-
setz  zur  Förderung  von  Kindern  in  Tageseinrichtungen  und  in  Tagespflege“
(BremKTG vom 1. Januar 2001). Dabei beschränkt sich das Aufgabenspektrum
auf den Tageseinrichtungsbereich des BremKTG.

Der räumliche Aufgabenbereich des Eigenbetriebs wird auf das Gebiet der Stadt-
gemeinde Bremen begrenzt. Dies entspricht dem bisherigen räumlichen Hand-
lungsbereich der Fachabteilung Städtische Kindertagesheime des Amtes für Sozi-
ale Dienste Bremen.

Als Entwicklungsmöglichkeit und zur Legitimation des derzeitigen Leistungsspek-
trums des Eigenbetriebs kann er neben den Aufgaben, die sich aus dem BremKTG
ergeben, weitere Jugendhilfeleistungen gemäß des Achten Buches Sozialgesetz-
buch (Kinder- und Jugendhilfegesetz) ausführen, wenn er vom Senat den entspre-
chenden Auftrag bekommt. Dies ist in § 2 Abs. 2 festgehalten. Die Art und der
Umfang der Angebote, die der Eigenbetrieb mit Beginn seiner Existenz vorhält,
sind im Wirtschaftsplan definiert.

§ 2 Abs. 3 formuliert den Aspekt der Kooperation mit Institutionen, anderen Trä-
gern, Unternehmen und insbesondere Schulen. Zur Erfüllung der Aufgaben nach
§§ 3 und 17 BremKTG sollen die einzelnen Tageseinrichtungen unter Berücksich-
tigung kleinräumiger Gebiets- und Sozialstrukturen untereinander und mit ande-
ren Einrichtungen und sozialen Diensten der sonstigen Kinder- und Jugendhilfe
in ihrem Einzugsgebiet zusammenarbeiten. Mit den Schulen sollen sie im Hin-
blick auf den Übergang der Kinder vom Kindergarten zur Schule und auf die Be-
treuung und Förderung von Schulkindern zusammenarbeiten.

§ 2 Abs. 4 stellt klar, dass der Eigenbetrieb zwar organisatorisch und wirtschaftlich
selbständig handelt, hinsichtlich seiner inhaltlichen Aufgabenwahrnehmung aber
nach wie vor an Vorgaben des Senats gebunden ist. Somit ist er den freien Trägern
von Tageseinrichtungen für Kinder gleichgestellt, die über den Haushalt der Frei-
en Hansestadt Bremen gefördert werden.

Die Formulierung der Durchführung der Gewährleistungsverpflichtung der Stadt-
gemeinde Bremen bezieht sich auf den Rechtsanspruch auf einen Kindergarten-
platz. Wenn freie Träger der Jugendhilfe der kleinräumigen Versorgung mit Plät-
zen nicht nachkommen können oder möchten, ist der Eigenbetrieb verpflichtet,
Kindergartenplätze gemäß des Rechtsanspruchs bereit zu stellen.

Der § 2 Abs. 5 enthält die klarstellende Regelung, wonach die Zielsetzung des
Eigenbetriebes in erster Linie die Erfüllung seiner gesetzlichen Aufgaben ist, die
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sich aus dem Kinder- und Jugendhilfegesetz (SGB VIII), dem BremKTG und an-
deren  einschlägigen  gesetzlichen  Bestimmungen  für  die  Zielgruppen  und  dem
Aufgabenbereich ergeben. Der Absatz wiederholt im Wesentlichen die Regelun-
gen des § 3 BremKTG. Er dient unmittelbar der Lesbarkeit des Gesetzes.

Zu § 3 Rechtsstellung der Bediensteten

Die Regelung wurde aus dem BremEBG in das Ortsgesetz übernommen und dient
der Klarstellung, dass die Beschäftigten der „KiTa Bremen“ hinsichtlich der Rechts-
stellung zu ihrem Arbeitgeber bzw. Dienstherrn auch künftig der Stadtgemeinde
Bremen angehören. Da das BremEBG das höherrangige Gesetz ist, hat § 3 rein
deklaratorischen Charakter.

Hinsichtlich der Beamten und Beamtinnen soll auch im Ortsgesetz verdeutlicht
werden, wer deren Dienstvorgesetzter und höherer Dienstvorgesetzter ist.

Zu § 4 Gemeinnützigkeit

Der Eigenbetrieb hat die ihm übertragenen Aufgaben ausschließlich gemeinnüt-
zig wahrzunehmen. Hierauf ist im Ortsgesetz hinzuweisen. Aufgrund der Gemein-
nützigkeit wird es dem Eigenbetrieb möglich sein, Einnahmen aus Spenden und
Sponsoring zu erzielen.

Zu § 5 Betriebsleitung und Vertretung

Gemäß § 4 BremEBG ist durch Ortsgesetz zu regeln, wie die Betriebsleitung des
Eigenbetriebes organisiert werden soll. Die Zahl der Mitglieder der Betriebslei-
tung soll drei nicht übersteigen (§ 4 Abs. 2 BremEBG).

Durch § 5 Abs. 1 wird für den Eigenbetrieb „KiTa-Bremen“ die Zahl der Mitglie-
der der Betriebsleitung auf eine Geschäftsführerin oder einen Geschäftsführer fest-
gelegt.

Über die Bestellung und Abberufung der Betriebsleitung und des Vertreters oder
der Vertreterin der Betriebsleitung, die Bestimmung des Geschäftsbereiches so-
wie alle das Anstellungsverhältnis berührenden Angelegenheiten berät und be-
schließt  der  Betriebsausschuss  (vgl.  §  7  BremEBG).  Das  Recht  des  Senats,  in
organisatorischen und personellen Angelegenheiten des Eigenbetriebs Entschei-
dungen zu treffen, bleibt hiervon unberührt (vgl. § 8 Abs. 2 Satz 7 BremEBG). § 5
Abs. 2 BremKitaOG nimmt hierauf Bezug.

Entsprechend der Ermächtigungsbefugnis unter § 29 Abs. 1 Ziffer 1 BremEBG
wird die Dauer der Bestellung der Betriebsleitung sowie der Vertretung durch § 5
Abs. 2 zeitlich befristet. Die Befristung auf maximal fünf Jahre wurde analog zu
den üblichen Befristungen der Bestellungen  im Ressort gewählt. Dem zuständi-
gen Mitglied des Senats wird – allerdings nur aus wichtigem Grund – die Mög-
lichkeit zur vorzeitigen Abberufung der Betriebsleitung und der Vertretung einge-
räumt. Die Formulierung erlaubt kürzer befristete Bestellungen, wenn zukünftige
Entwicklungen dies sinnvoll erscheinen lassen.

Es konnte bei der Möglichkeit der vorzeitigen Abberufung nur auf die General-
klausel des „wichtigen Grundes“ abgestellt werden, die in § 5 Abs. 2 Satz 2 in
Anlehnung an eine ähnliche Regelung in § 38 Abs. 2 GmbH-Gesetz konkretisiert
wird, da eine konkretere Normierung die vielgestaltigen Möglichkeiten einer ver-
antwortlichen Ausnutzung der eigenständigen und weitgehend eigenverantwort-
lichen Stellung der Betriebsleitung nicht hätte einfangen können. Insoweit ist auf
die Kasuistik der Rechtsprechung zu verweisen.

In § 5 Abs. 3 wird die Regelung des § 5 BremEBG wiederholt, wonach die Be-
triebsleitung die Stadtgemeinde außergerichtlich in Angelegenheiten des Eigen-
betriebes vertritt. Unter Berücksichtigung spezieller Sachfragen ist es jedoch sinn-
voll und notwendig, dass die Betriebsleitung Betriebsangehörige in bestimmten
Fragen mit der Vertretung beauftragen bzw. bevollmächtigen kann. Die grund-
sätzliche Verantwortung der Betriebsleitung für alle Belange des Eigenbetriebes
wird dadurch nicht berührt. Zur gerichtlichen Vertretung des Eigenbetriebes sie-
he § 9 BremKitaOG.

Zu § 6 Aufgaben der Betriebsleitung

Die  Aufgaben  der  Betriebsleitung  ergeben  sich  zunächst  schon  aus  §  5  des
BremEBG, § 29 Abs. 2 Nr. 2 BremEBG lässt aber darüber hinaus bei Regelung
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durch ein Ortsgesetz nähere Bestimmungen über die Festlegung des Aufgaben-
umfanges der Betriebsleitung zu.

§ 6 Abs. 1 beschreibt, zum Teil in Wiederholung zu § 5 BremEBG die Aufgaben
der Betriebsleitung, bei denen die Betonung auf der selbständigen und eigenver-
antwortlichen Abwicklung der genannten Maßnahmen liegt.

Die Erwähnung von Dienstverträgen in Nr. 3 zielt auf den Abschluss solcher Dienst-
verträge, mit denen kein Verhältnis der abhängigen Beschäftigung begründet wird.
Es handelt sich hier also nicht erneut um Personalangelegenheiten.

§ 6 Abs. 2 dient zur Klarstellung, dass in den Angelegenheiten, mit denen der
Betriebsausschuss zu befassen ist, die Beschlussvorbereitung von der Betriebslei-
tung des Eigenbetriebes vorzunehmen ist. Da jedoch grundsätzlich die Möglich-
keit besteht, dass z. B. im Rahmen der Aufsicht auch das zuständige Mitglied des
Senats eigene Vorlagen in den Betriebsausschuss einbringt, wurde in Abs. 2 auch
die weitere Mitwirkungspflicht der Betriebsleitung geregelt.

Zu § 7 Aufsicht

§ 7 nimmt die Regelungen von § 8 BremEBG auf und ergänzt sie. Er enthält einige
Redundanzen zum § 8 BremEBG, die der besseren Lesbarkeit geschuldet sind.
Gemäß § 8 Abs. 1 BremEBG übt das für den Aufgabenbereich des Eigenbetriebes
zuständige Mitglied des Senats die Aufsicht über den Eigenbetrieb aus. Das Nä-
here ist durch Ortsgesetz zu regeln. Zuständiges Mitglied des Senats für den Eigen-
betrieb „KiTa-Bremen“ ist der Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend
und Soziales.

Aufsicht im Sinne des § 7 Abs. 1 Satz 1 ist sowohl Fach- als auch Rechtsaufsicht.
Der Aufsicht unterliegt u. a. auch die ordnungsgemäße Einstellung von Personal.
Auf § 8 Abs. 2 Satz 3 des BremEBG wird hingewiesen.

Gemäß § 8 Abs. 1 BremEBG sind nähere Regelungen zur Wahrnehmung der Auf-
sicht im Ortsgesetz zu treffen. § 7 Abs. 2 legt daher die Kernbereiche fest, die aus-
schließlich der Zuständigkeit der senatorischen Behörde vorbehalten bleiben
müssen.

Die Regelung der Aufsichtsrechte hat dabei den Konflikt auszugleichen, der auf-
geworfen wird durch das Ziel, einerseits dem Eigenbetrieb eine höchstmögliche
wirtschaftliche Flexibilität und eine Betriebsführung nach betriebswirtschaftlichen
Grundsätzen zu ermöglichen, andererseits zu beachten, dass der Eigenbetrieb
keine eigene Rechtsperson ist und daher als Teil der Stadtgemeinde Bremen auch
Hoheitsperson ist und insoweit in das Gefüge der Organisation einer öffentlichen
Verwaltung eingepasst sein muss. Denn die Stadtgemeinde Bremen hat sich das
Handeln des Eigenbetriebs als ihr Handeln zurechnen zu lassen.

Die Bestimmung unter § 7 Abs. 2 Nr. 1, wonach der Senator für Arbeit, Frauen,
Gesundheit, Jugend und Soziales die näheren Aufgaben und die Grundsätze der
Organisation des Eigenbetriebes festlegt, bezieht sich z. B. auf grundlegende
Standortentscheidungen für (neue) Einrichtungen, grundlegende Umorganisation
des Eigenbetriebes (z. B. Dezentralisierung/Zentralisierung).

§ 7 Abs. 3 auferlegt dem Eigenbetrieb in zwei Angelegenheiten ein Zustimmungs-
erfordernis durch den Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Sozia-
les. Hierdurch erhält die Aufsichtsbehörde die Möglichkeit, ihrer Aufsichtsver-
pflichtung tatsächlich nachzukommen.

§ 7 Abs. 4 rekurriert auf die Bestimmungen in § 8 Abs. 5 BremEBG, wonach der
Abschluss von Dienstvereinbarungen für den Bereich der Stadtgemeinde Bremen
der vorherigen Zustimmung der obersten Dienstbehörde bedarf.

Zu § 8 Betriebsausschuss

Gemäß § 6 Abs. 1 BremEBG ist für jeden Eigenbetrieb ein Betriebsausschuss zu
bilden. § 6 Abs. 2 und § 6 a des BremEBG schreiben vor, dass in der Stadtgemein-
de Bremen der Betriebsausschuss von Mitgliedern der für den Aufgabenbereich
des Eigenbetriebes zuständigen Fachdeputation sowie von zwei Vertretern der
Bediensteten gebildet wird. Die Stadtbürgerschaft entscheidet über die Anzahl
der Mitglieder, die die Deputation für den Betriebsausschuss gestellt werden. § 8
Abs. 1 verweist auf diese Vorschriften.
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Das Bremische Gesetz für Eigenbetriebe des Landes und der Stadtgemeinden
sieht in § 29 Abs. 2 Ziffer 3 die Möglichkeit vor, die Bezeichnung des Betriebsaus-
schusses im Ortsgesetz zu regeln. Absatz 1 Satz 2 macht von dieser Möglichkeit
Gebrauch und benennt den Betriebsausschuss „Betriebsausschuss KiTa-Bremen“.

Für den Betriebsausschuss gelten neben den Bestimmungen des BremEBG insbe-
sondere die Vorschriften des Gesetzes über die Deputationen. Hierdurch ist auch
der Entscheidungsrahmen des Betriebsausschusses grundlegend definiert.

Nach § 5 Abs. 4 BremEBG ist die Teilnahme der Betriebsleitung an den Sitzungen
des Betriebsausschusses durch das Errichtungsgesetz zu regeln. Durch § 8 Abs. 2
wird festgelegt, dass die Betriebsleitung an den Sitzungen des Betriebsausschusses
zu beteiligen ist. Satz 2 regelt den Umfang der Beteiligungsbefugnis.

§ 8 Abs. 3 verweist auf die Bestimmungen des § 7 BremEBG, in dem die Rechte
des  Betriebsausschusses  aufgezählt  sind.  Der  Betriebsausschuss  berät  und  be-
schließt danach über

1. die Bestellung und Abberufung von Betriebsleitern und stellvertretenden Be-
triebsleitern, die Bestimmung ihres Geschäftsbereichs sowie alle ihr Anstel-
lungsverhältnis berührenden Angelegenheiten,

2. die Festsetzung des Wirtschaftplanes,

3. die Bestellung der Abschlussprüfer für den Jahresabschluss,

4. die Feststellung des Jahresabschlusses und die Entlastung der Betriebslei-
tung,

5. die Zustimmung zu erfolggefährdenden Mehraufwendungen,

6. Empfehlungen für durch Gesetz oder Ortsgesetz festzusetzende Gebühren
und Beiträge,

7. die Festsetzung von Entgelten, soweit öffentlich-rechtliche Gebühren nicht
bestimmt sind,

8. die Zwischenberichte der Betriebsleitung über die Entwicklung der Erträge
und Aufwendungen sowie über die Abwicklung des Vermögensplanes.

Diese Aufzählung wird durch einen Punkt ergänzt, der die Übertragung zusätzli-
cher Aufgaben auf den Eigenbetrieb regelt.

Zu § 9 Vertretung in gerichtlichen Verfahren

Als Teil der Stadtgemeinde ist der Eigenbetrieb „KiTa-Bremen“ keine eigenstän-
dige Rechtspersönlichkeit. Rechtsstreitigkeiten aus dem Zuständigkeitsbereich des
Eigenbetriebs sind deshalb solche der Stadtgemeinde, die durch den Senat nach
außen vertreten werden. Welchem Senatsmitglied die Vertretung und Beratung
des Eigenbetriebs in rechtlichen Angelegenheiten obliegt, bestimmt der Senat
nach Artikel 120 der Landesverfassung mit der von ihm zu beschließenden Ge-
schäftsverteilung.

Abschnitt 2

Wirtschaftsführung und Rechnungswesen

Zu § 10 Sondervermögen, Erhaltung des Vermögens

Entsprechend der besonderen Zweckbindung des Sondervermögens ist die Über-
prüfung der Voraussetzungen des § 10 Abs. 1 eine Angelegenheit der Eröffnungs-
bilanz sowie der nachfolgenden Jahresbilanzen. Soweit eine Einrichtung nicht
mehr die Voraussetzungen des § 10 Abs. 1 erfüllt, sind die Gegenstände und Mit-
tel unter Berücksichtigung des § 4 wieder dem Haushalt der Stadtgemeinde zuzu-
führen.

Durch die Regelung unter § 10 Abs. 2 soll die Doppelarbeit im Bereich der Rech-
nungslegung möglichst gering gehalten werden.

Die Regelungen des § 10 betreffen nicht die stadteigenen Immobilien, da diese im
Sondervermögen Immobilien und Technik geführt werden.

Die Regelung unter § 10 Abs. 3 dient der Aufgabentransparenz gegenüber dem
Kostenträger Freie Hansestadt Bremen.
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Zu § 11 Wirtschaftsplan

§ 11 Abs. 1 stellt zusammenfassend die Aufgabenverteilung, Fristen und notwendi-
gen Beteiligungen bei der Aufstellung des Wirtschaftsplanes klar. Die Geneh-
migungspflicht durch den Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und
Soziales stellt eine Kongruenz der Vorschriften für Beteiligungen des Ressorts si-
cher.

§ 11 Abs. 2 enthält Regelungen, die die notwendige Flexibilität des Eigenbetriebes
bei angemessener Wirtschaftsführung ermöglichen sollen. Der Grundsatz des Sat-
zes 1, dass Ausgaben für verschiedene Vorhaben des Vermögensplanes nicht ge-
genseitig deckungsfähig sind, wird durch Satz 2 durchbrochen: Durch den Wirt-
schaftsplan kann bei sachlich eng zusammenhängenden Vorhaben die gegensei-
tige Deckungsfähigkeit festgelegt werden.

Die Ermächtigung zu der in § 11 Abs. 3 beschriebenen Vorgehensweise ist durch
§ 29 Abs. 2 Ziffer 6 BremEBG gegeben. Sie entbindet die Betriebsleitung nicht
davon, einen den betriebsinternen Anforderungen entsprechenden, differenzier-
ten Investitionsplan aufzustellen.

§ 11 Abs. 4 entspricht § 17 BremEBG und dient der besseren Lesbarkeit des Geset-
zes.

Zu § 12 Stellenübersicht

Im Hinblick auf die verschiedenen Aufgabenbereiche des Eigenbetriebes ist es
aus Gründen der Transparenz erforderlich, in § 12 eine aufgabenbezogene Stellen-
übersicht vorzuschreiben. Für die in der Stellenübersicht auszuweisenden Stel-
len, also auch für die dort ausgewiesenen Beamtenstellen, muss eine Kostende-
ckung durch die entsprechenden Ansätze des Erfolgsplanes gegeben sein.

Sofern für einzelne Aufgabenbereiche mehrere Selbstkostenblätter zu erstellen
sind (z. B. mehrere Kostenträger) ist die Stellenübersicht entsprechend zu glie-
dern.

Zu § 13 Jahresabschluss, Lagebericht

§ 13 Abs. 1 wiederholt die Maßgabe der §§ 21, 25 BremEBG, zum Abschluss eines
Wirtschaftsjahres Jahresabschluss und Lagebericht anzufertigen.

§ 13 Abs. 2 nimmt die Regelungsaufträge der §§ 22 und 23 BremEBG auf, indem
durch die Ausgestaltung der Anlagen den dortigen Erfordernissen Rechnung ge-
tragen wird. Die Anlagen sind den „Richtlinien für die Aufstellung und Ausfüh-
rung von Wirtschaftsplänen der Wirtschaftsbetriebe und der Eigenbetriebe“ (RlWiPl),
dort Anlagen 5 bis 8, in der zuletzt am 18. Oktober 2001 geänderten Fassung
entnommen.

Zu § 14 Prüfung des Jahresabschlusses

Die Rahmenbestimmungen zur Prüfung des Jahresabschlusses ergeben sich aus
§ 27 BremEBG. Durch § 14 dieses Ortsgesetzes wird ergänzend bestimmt, dass
der Jahresabschluss durch einen Wirtschaftsprüfer zu testieren ist.

Abschnitt 3

Schlussvorschrift

Zu § 15 In-Kraft-Treten

Die Umwandlung der Fachabteilung Städtische Kindertagesheime des Amtes für
Soziale Dienste Bremen in einen Eigenbetrieb der Stadtgemeinde soll zum 1. Au-
gust 2004 vollzogen werden. Von daher ist es erforderlich, dass das Ortsgesetz am
1. August 2004 in Kraft tritt, da ansonsten die notwendigen rechtlichen Vorausset-
zungen zur Verselbständigung fehlen.
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